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Textliche Festsetzungen 
 
§ 1 Es sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO Schank- und Speisewirtschaften gemäß § 4 Abs. 2 

Nr. 2 BauNVO und Anlagen für sportliche Zwecke gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO 
nicht zulässig. 

   
 Schank- und Anlagen für sport- 
 Speisewirtschaft liche Zwecke 

 
§ 2 Die gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 4 BauNVO (Gartenbaubetriebe) und gem.§ 4 Abs. 3 Nr. 5 

BauNVO (Tankstellen) aufgeführten Ausnahmen sind nicht Bestandteil dieses 
Bebauungsplanes (gemäß § 1 (6) BauNVO). 

 Gartenbaubetriebe  Tankstellen  
 

§ 3 Die mögliche Überschreitung der Grundfläche nach § 19 Abs. 4 BauNVO wird auf 25 
von Hundert (25 %) begrenzt. 

Beispiel: 

Grundstücksgrenzen

Hauptgebäude

Stellplatz oder Zufahrt

Nebengebäude oder Garage

Zeichenerklärung:

Straße

Bei 800 qm Grundstücks-
größe und einer GRZ = 0,3 

dürfen  somit
25 % v. (800 x 0,3 = 240) =
= 60 qm mit  

die GRZ 
überschreiten

Garagen und
Stellplätzen mit ihren 

Zufahrten und Nebenan-
lagen 

 
 

§ 4 In der abweichenden Bauweise sind Hausformen zulässig wie in der offenen Bauweise, 
jedoch mit einer Längenbeschränkung von 18,0 m, die sich auf die Länge in jeder 
Richtung der zulässigen Hausform bezieht (nicht nur in Bezug auf die seitlichen 
Grundstücksgrenzen, sondern auch in Bezug auf die vorderen und rückwärtigen 
Grundstücksgrenzen). 

Beispiel: 

Grundstücksgrenzen

Hauptgebäude

Straße

Nebengebäude oder Garage

Zeichenerklärung:

max. 18 m
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Grenzabstände

(Abstandsflächen)

 
 

§ 5 Je Baugrundstück ist nur eine Grundstückszu-/abfahrt mit einer maximalen Breite von  
4,0 m zulässig. 

Beispiel: 

G
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4,0

nur 1 Zufahrt
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§ 6 Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
entlang der Planstraße in einer Tiefe von 3 m Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO 
sowie Garagen und offene Kleingaragen (i.S.v. § 1 (3) GaVO (Carports)) gemäß § 12 
BauNVO nicht zulässig. 

Beispiel: 

Grundstücksgrenzen

Baugrenzen

Hauptgebäude

unzulässiger Bereich für
Garagen und Nebengebäude

Straße

Nebengebäude oder Garage

Zeichenerklärung:

3 m

3 m

 
 

§ 7 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB ist pro angefangene 300 qm Grundstücksfläche des 
Baugrundstücks mindestens ein einheimischer und standortgerechter Laub- oder 
Obstbaum (Hochstamm) zu pflanzen und zu unterhalten. 

Beispiel: 

Grundstücksgrenzen

Hauptgebäude

Straße

Nebengebäude oder Garage

Zeichenerklärung:für 1.200 qm
Grundstücksgröße

für 700 qm
Grundstücksgröße

4 Bäume 3 Bäume

Laubbaum

 
 

§ 8 Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB darf die Höhe des fertigen Erdgeschoßfußbodens -gemessen 
in der Mitte des Gebäudes - nicht mehr als 0,50 m über der zur Erschließung des 
jeweiligen Baugrundstückes dienenden Straßenverkehrsfläche (Fahrbahnoberkante) 
liegen. 

 

§ 9 Mit Ausnahme von Dachaufbauten (Dachgauben) wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
in Verbindung mit § 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO die Traufwandhöhe (Schnittpunkt 
zwischen dem obersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehenden Mauerwerk) auf 
maximal 3,8 und die Firsthöhe auf maximal 7,8 m festgesetzt, jeweils gemessen 
zwischen der Bezugsebene und der Trauf- bzw. Firsthöhe der Gebäude. Bezugsebene ist 
die Fahrbahnoberkante der zur Erschließung des einzelnen Grundstücks dienenden 
angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche (gemessen in der Mitte der Fahrbahn 
am nächstliegenden Punkt zum Gebäude). 

Beispiel: 

Traufwandhöhe

 
 

§ 10 Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünfläche ist die Realisierung eines Fuß-
/Radweges mit wasserdurchlässiger Deckschicht in einer maximalen Breite von 2,0 m 
zulässig. 

 
§ 11 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB darf je angefangene 550 qm Grundstücksfläche 

höchstens eine Wohnung entstehen. 

Beispiel: 

Grundstücksgrenzen

Hauptgebäude

Straße

Nebengebäude oder Garage

Zeichenerklärung:auf 600 qm
Grundstücksgröße

auf 500 qm
Grundstücksgröße

2 Wohnungen 1 Wohnung

 
 

§ 12 Es sind nur Einzelhäuser zulässig. 

Beispiel: 
 

Einzelhaus Doppelhaus/Haugruppe

Grundstücksgrenze  
 

§ 13 Die Baugrundstücke müssen mind. eine Größe von 550 qm erhalten. Als Baugrundstück 
i.d.S. gilt § 4 Abs. 1 Satz 1 NBauO (ohne Baulast). 

 
§ 14 Gem. § 19 Abs. 1 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) wird bestimmt, daß im 

Geltungsbereich des Plangebietes die Teilung von Grundstücken zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung der Gemeinde Hinte bedarf. 

 

 

GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 
 

§ 1 Gebäude sind mit Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdächern zu errichten. Die 
Dachneigung muss mindestens 40° und darf höchstens 53° betragen. Das Dach darf im 
untersten Bereich mit einer Neigung ab 30° versehen werden, wenn diese Abschleppung 
je Traufseite eine Tiefe von 20 % der gesamten Gebäudebreite nicht überschreitet. 

Ausgenommen von dieser Vorschrift sind  

• untergeordnete Gebäudeteile im Sinne des § 7b NBauO, 

• Wintergärten, 

• Garagen und überdachte Einstellplätze (§ 12 BauNVO), 

• Nebenanlagen (§ 14 BauNVO), 

• Dächer, die zu mehr als 80 % begrünt sind oder auf mehr als 30 
% der Dachfläche mit Anlagen zur Nutzung regenerativer 
Energien ausgestattet sind. 

Beispiel: 

min. 30°
max. 53°

min. 30°

min. 40°

20 % 20 %
100 %  

 
§ 2 Die Gesamtlänge der Dachaufbauten (Dachgauben) darf 1/3 der jeweiligen Trauflänge 

nicht überschreiten. Der Giebelwandabstand zu den Dachaufbauten (Außenseite der 
Außenwände) und der Abstand des Dachaustrittes zum First bzw. Walmgrad - in 
Dachneigung gemessen - darf das Maß von 1,0 m an keiner Stelle unterschreiten. Der 
Traufwandabstand zu den Dachaufbauten darf das Maß von 0,50 m nicht unterschreiten. 

Beispiel: 
1,00 m

1,00 m

0,50 m

Trauflänge

1/3 Trauflänge

 

§ 3 Auf geneigten Dachflächen sind Dacheindeckungen mit rot bis rotbraunen Tonziegeln 
(DIN 456) oder Betondachsteinen (DIN 1117 und 1118) entsprechend den RAL-
Farbtänen Nr. 2001,2002, 3000, 3016, 8004 mit gewellter Oberfläche zulässig. Nicht 
zulässig sind glasierte Dachziegel. 

 
§ 4 Die Außenwände der Gebäude sind mit nach außen sichtbaren Vormauerziegeln (DIN 

105) zu verblenden. Es dürfen nur unglasierte Ziegel entsprechend den rätlichen RAL-
Farben Nr. 2001 - 2004, 2008, 3000, 3002, 3013 und 3016 verwendet werden. 
Bis zu einem Anteil von 10 % der Gesamtaußenwandflächen des jeweiligen Gebäudes 
sind naturbehandelte Holzflächen und hell gestrichene Putzflächen entsprechend den 
RAL-Farben Nr. 1000 bis 1002 und 1013 bis 1015 als Außenwandverblendungen 
zulässig. 

 

§ 5 Gemäß § 85 NBauO sind Ausnahmen von den gestalterischen Festsetzungen Nr. 1, 3 
und 4 zulässig, wenn es sich um untergeordnete transparente (Glas o. ä.) Vor-, An- oder 
Aufbauten handelt, die mit ihrer Grundfläche insgesamt unter 20 % der gesamten 
Grundfläche des Gebäudes liegen. 

Für Garagen und Nebenanlagen gemäß § 12 BauNVO und Nebenanlagen als Gebäude 
gemäß § 14 BauNVO bis zu einer Grundfläche von max. 20 m² gelten die 
gestalterischen Festsetzungen Nr. 3 und 4 nicht. 

 

§ 6 Zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin ist eine Einfriedung der Grundstücke nur mit 
lebenden Hecken (z.B. Hainbuche (Carpinus betulus), Liguster (Ligustrum vulgare), 
Rotbuche (fagus sylvatica), Eibe (taxus baccata), Feldahorn (acer campestre)) zulässig. 
Notwendige begleitende Absperrungen dürfen nur mit Drahtgeflechtzäunen innerhalb 
oder hinter den Hecken an der zur Straße abgewandten Seite errichtet werden. 

 

HINWEISE 
1. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten vor- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 

(Keramikscherben, Gruben Urnen o.ä.) gemacht werden, wird darauf hingewiesen, daß 
diese Funde meldepflichtig sind. Der Bodenfund und die Fundsteile sind bis zum Ablauf 
von vier Tagen nach der Anzeige unverändert zu lassen und vor Gefahren für die Erhaltung 
des Bodenfundes zu schützen (§ 14 (2) NDSchG).  

2. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen der zuständigen 
Versorgungsunternehmen zu entnehmen. 

3. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. 
Altstandorte zutage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu 
benachrichtigen. 

 












